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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Hilbert, Frau Schanzenbach, 
Spitzmüller und Genossen 

— Drucksache 2151 — 

betr. Anwendung des § 122 der Brennereiordnung 


A. Bericht des Abgeordneten Pietscher 


Der vorbezeichnete Antrag der Drucksache 2151 
hat einen Beschluß des Bundestages zum Ziele, 
durch welchen die Bundesregierung ersucht werden 
soll, 

in derBrennereiordnung zum Branntweinmonopol- 
gesetz vom 8. April 1922 die in § 122 die- 
ser Brennereiordnung festgesetzten regelmäßigen 
Ausbeutesätze für das Betriebsjahr 1960/61 anzu- 
wenden und, 

abweichend von diesen regelmäßigen Sätzen, den 
Ausbeutesatz bei Zwetschgen und Mirabellen auf 
3 1 W/hl Material und bei Pflaumen auf 2,5 1 W/hl 
festzusetzen. 

Der Antrag ist dem Finanzausschuß überwiesen 
worden, der ihn in seiner Sitzung vom 27. Oktober 
1960 eingehend beraten hat. 

Zunächst hat der Abgeordnete Hilbert den Antrag 
begründet. Aus dieser Begründung sollen folgende 
Gesichtspunkte hervorgehoben werden: 

In den Hauptanbaugebieten für Obst habe sich in 
diesem Jahr infolge der hierfür günstigen Witte- 
rung eine ungewöhnlich große Obsternte er- 
geben. 

Ein großer Teil dieses Obstes, welches den Güte- 
bestimmungen nicht entspräche und deshalb un- 
mittelbar auf dem Markt nicht abgesetzt werden 
könne, sei deshalb praktisch nur über die Brenne- 
reien zu verwerten. Dazu komme, daß — als 
Folge der sonnenarmen Witterung — der Zucker- 
gehalt im Verhältnis zu Normaljahren außer- 
ordentlich gering sei. Da Zucker die Basis für die 
Alkoholgewinnung bilde, sei auch aus diesem 


Grunde eine Erleichterung bei schwierigeren Er- 
zeugungsbedingungen gerechtfertigt. 

Bei der Verwertung über die Brennereien könne 
aber eine Gewinnchance und damit ein Anreiz für 
die Verwertung des Obstes auf dem Wege über 
die Brennereien nur dann gegeben sein, wenn 
eine entsprechende Festsetzung der Ausbeute- 
sätze erfolge. Von der Höhe dieser Ausbeute- 
sätze hänge weitgehend die steuerliche Belastung 
ab. Bei den übrigen Obstarten könne es bei den 
in § 122 der Brennereiordnung festgesetzten 

regelmäßigen Ausbeutesätzen sein Bewenden be- 
halten, während dagegen bei Zwetschgen und 
Mirabellen und auch bei Pflaumen eine Herab- 
setzung der regelmäßigen Ausbeutesätze erfolgen 
müsse. 

Um die Verhältnisse zu klären, habe man eine 
Reihe von Gutachten eingeholt, darunter auch 
solche von amtlichen Stellen (z. B. eines Landwirt- 
schaftlichen Instituts der Technischen Hochschule 
München, Zweigstelle Weihenstephan). Aus die- 
sen Gutachten gehe eindeutig hervor, daß die 
Alkoholausbeute mindestens 25 v. H. geringer sei 
als in Jahren normaler Witterung. 

Wenn also nicht ein großer Teil der diesjährigen 
Obsternte unverwertet verkommen solle, so 
müsse durch die Herabsetzung der Ausbeutesätze 
mit der Folge der Herabsetzung der steuerlichen 
Belastung für das Betriebsjahr 1960/61 ein be- 
sonderer Anreiz gegeben werden. 

Zwar sei aus dem Bundesfinanzministerium die 
Meinung geäußert worden, daß der finanzielle 
Ausfall der Monopolverwaltung bei Ausführung 
der im Antrag gewünschten Anordnung in Höhe 
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von 30 Mio DM die Folge sein würde. In Wahr- 
heit sei aber das Gesamtaufkommen nur auf etwa 
18 Mio DM zu beziffern. Der Ausfall müsse also 
ganz wesentlich geringer sein. 

Was die beteiligten Kreise angehe, so kämen 
hierfür etwa 42 000 Kleinbrenner-Betriebe in 
Frage, die die eigene und die Obsternte von etwa 
250 000 sog. Stoffbesitzern verwerten. Der be- 
troffene Personenkreis werde mithin auf etwa 
300 000 Personen geschätzt. 

Dabei handele es sich bei den sog. Kleinbrenner- 
Betrieben zum großen Teil um Kleinbetriebe mit 
in der Regel verhältnismäßig geringen Kapazi- 
täten, deren Anlagen z. T. noch als primitiv be- 
zeichnet werden müßten. Bei diesen Kleinbrenne- 
reien wird die Steuer nach der Ausbeute berech- 
net. Eine Überausbeute ist steuerfrei und bedeu- 
tet ein eindeutiges Benefiz, andererseits aber 
natürlich den gerade in diesem Jahr notwendigen 
Anreiz. 

Ein Vertreter des Bundesfinanzministeriums nahm 
sowohl zu diesem Bericht wie zu Einzelfragen der 
Mitglieder des Finanzausschusses Stellung und 
führte dazu etwa aus, daß durchaus Anträge auf 
Überprüfung des Ausbeutesatzes im Einzelfall mög- 
lich seien. Die bisherigen Proben rechtfertigten aber 
nach Auffassung des Ministeriums die allgemeine 
Anwendung der alten Sätze, die im übrigen auf die 
einzelnen Obstbaubezirke und deren regelmäßige 
Ernteerträge zugeschnitten seien. Darüber hinaus 
stehe dem betreffenden Verarbeiter auch ein Antrag 
auf Durchführung eines Probebrandes zu, wenn er 
glaube, mit den regelmäßigen Ausbeutesätzen nicht 
ausreichen zu können. 

Es sei nach Auffassung des Ministeriums auch be- 
denklich, wenn durch Herabsetzung des Ausbeute- 


I Satzes bei den im Antrag bezeichneten Früchten 
j eine Steuerherabsetzung eintrete, weil dadurch die 
! sog. Verschlußbrenner, deren Geräte amtlich ver- 
schlossen sind und bei denen der gewonnene Brannt- 
wein von der Zollverwaltung vollständig erfaßt und 
besteuert wird, noch weiter benachteiligt würden, 
als das ohnehin schon der Fall sei. 

Allerdings sei darauf hinzuweisen, daß die 
Alkoholherstellung durch die in Frage kommenden 
etwa 42 000 Kleinbrennereien nur etwa 1,2 bis 
1,5 V. H. der Gesamtproduktion umfasse. Zu dem 
finanziellen Ausfall der Monopolverwaltung sei zu 
sagen, daß von einem Ausfall jedenfalls dann nicht 
gesprochen werden könne, wenn und soweit ein 
I großer Teil des Obstes tatsächlich mangels einer 
j Herabsetzung der Ausbeutesätze und der damit ge- 
I gebenen Gewinnchance nicht zur Verwertung kom- 
I men würde. 

I Dagegen müsse man die Subventionen in Form 
I eines Steuergeschenkes ihrem Umfange nach auf 
etwa 30 Mio DM schätzen. 

Der Vertreter des Ministeriums und der antrag- 
stellende Abgeordnete Hilbert beantworteten an- 
schließend noch einige Einzelfragen der Mitglieder 
des Finanzausschusses. In der sich anschließenden 
Aussprache wurden zwar die von dem Vertreter 
des Ministeriums geltend gemachten Bedenken ge- 
würdigt, andererseits jedoch sehr stark die Not- 
wendigkeit einer sachgemäßen und offenbar allein 
i möglichen Verwertung der in diesem Jahr großen 
: Obsternte betont. 

I Der Finanzausschuß beschloß mit 9 Stimmen bei 
I 10 Enthaltungen und 2 Gegenstimmen, die Annahme 
I des Antrages — Drucksache 2151 — zu befürworten. 


Bonn, den 27. Oktober 1960 


Pietscher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 2151 — unverändert 
anzunehmen. 


Bonn, den 27. Oktober 1960 


Der Finanzausschuß 

Neuburger Pietscher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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